
Handlung verpflichtet fühlte und sie die durch ihren 
Ehemann herbeigeführte mißliche wirtschaftliche Lage 
verbessern wollte. Entgegen der vom Stadtbezirks­
gericht vertretenen Auffassung zeigt aber auch der Um­
stand, daß die Angeklagte ihren Ehemann aufforderte, 
mit dem Schlagen aufzuhören, nachdem sie das Geld 
weggenommen hatte, daß ihr in gewissem Sinne daran 
gelegen war, daß der Geschädigte nicht noch weiter 
mißhandelt wurde.
Diese für die Zubilligung mildernder Umstände 
sprechenden Faktoren hat das Stadtbezirksgericht 
fälschlicherweise nicht berücksichtigt und damit die 
durch den Rechtspflegeerlaß gebotene Sorgfalt bei der 
eingehenden Würdigung aller objektiven und subjek­
tiven Umstände nicht angewandt.
Das Urteil war daher hinsichtlich der Angeklagten 
Erika E. gemäß § 311 Abs. 1 StPO im Schuld- und 
Strafausspruch aufzuheben und die Sache nach § 312 
Abs. 2 StPO an das Stadtbezirksgericht zurückzuver­
weisen, das nach erneuter Verhandlung unter Beach­
tung der gegebenen Hinweise auf eine Gefängnisstrafe 
von etwa zwei Jahren zu erkennen haben wird.

§250 Abs. 1 Ziff.3, §51 Abs. 2, §§43, 44 StGB; §200 
StPO.
1. Zur Erforschung der Persönlichkeit des Täters, ins­
besondere seiner bisherigen Entwicklung und Lebens­
haltung, für die Einschätzung der Gefährlichkeit der 
Straftat (hier: schwerer Raub).
2. Handelt der Täter brutal und mit großer Intensität 
und bleibt der Erfolg aus Gründen aus, die nicht vom 
Willen des Täters abhängig sind, so ist eine Strafmil­
derung gemäß §§43, 44 StGB ausgeschlossen.
3. War dem Täter vor seiner Tat bekannt, daß er 
unter Alkoholeinfluß zu gewalttätigem Verhalten und 
auch zu strafbaren Handlungen neigt und sich rück­
sichtslos über die Interessen anderer Bürger hinweg­
setzt, so kann dies einer Strafmilderung gemäß §§ 51 
Abs. 2, 44 StGB entgegenstehen.
OG, Urt. vom 29. Mai 1964 — 5 Zst 11/64.

Das Kreisgericht verurteilte den Angeklagten wegen 
versuchten schweren Raubes und wegen gemeinschaft­
lich begangenen Diebstahls zum Nachteil persönlichen 
Eigentums. Dieser Entscheidung liegen im wesentli­
chen folgende Feststellungen zugrunde:
Der 23 Jahre alte, wegen Erpressung vorbestrafte An­
geklagte wechselte öfters die Arbeitsstellen und zeigte 
eine schlechte Arbeitsdisziplin. Sein letztes Arbeits­
verhältnis gab er am 23. März 1963 völlig unmotiviert 
auf und ließ sich seinen restlichen Arbeitslohn aus­
zahlen.
Das Wochenende zum 24. März 1963 verbrachte der 
Angeklagte nicht bei seiner Familie, sondern mit Be­
kannten auf dem Bahnhof in L. und in mehreren 
Gaststätten. Dabei gab er den empfangenen Lohn bis 
auf einen geringen Betrag für Speisen und insbeson­
dere für alkoholische Getränke aus.
Als er am 24. März 1963 gegen 23 Uhr die Gaststätte 
R. verließ, nahm er in seiner Aktentasche eine leere 
Weinflasche mit. Da er Vorwürfe seiner Ehefrau be­
fürchtete, weil er ihr kein Geld für den Unterhalt 
der Familie geben konnte, entschloß er sich, einen 
Taxifahrer zu überfallen und ihn zu berauben. Er ging 
zum Hauptbahinhof und bestieg dort ein Taxi. Dem 
Fahrer, dem Zeugen A., gab er den Auftrag, ihn in die
F.-Straße zu fahren. Da ihm unterwegs diese Straße 
für sein Vorhaben nicht geeignet erschien, bat er, ihn 
zur Z.-Straße zu fahren. Dort schlug der Angeklagte 
den Zeugen mit der vorher bereitgelegten Weinflasche 
dreimal auf die Stirn, den Hinterkopf und hinter das 
rechte Ohr. Trotzdem gelang es dem Zeugen, den An­

geklagten mit dessen Schal zu würgen. Der Angeklagte 
wehrte sich dagegen; dabei brachte er dem Zeugen 
weitere Verletzungen bei. Als er einsah, daß er unter­
legen war, bat er den Zeugen, ihn freizulassen, und 
versprach, von weiteren Gewaltanwendungen abzuse­
hen. Der Zeuge verschaffte sich den Personalausweis 
des Angeklagten und ließ ihn los. Der Angeklagte 
flüchtete dann. Daraufhin stellte der Zeuge das Dauer­
signal seines Fahrzeuges ein und verfolgte den Ange­
klagten. Er konnte ihn stellen und der Volkspolizei 
übergeben. Die beim Angeklagten etwa 45 Minuten 
später durchgeführte Blutprobe ergab 1,9 %0 Blutal­
kohol.
Im Oktober 1962 hielt sich der Angeklagte mit einem 
Bekannten bei dem Geschädigten F. auf. Dort entwen­
deten sie gemeinsam am 5. Oktober aus der Wohnung 
ein Tonbandgerät und zehn Tonbänder. Das Gerät 
verpfändeten sie für 200 MDN der Städtischen Pfand­
leihe.
Wegen dieser Verbrechen sprach das Kreisgericht eine 
Gesamtstrafe von drei Jahren und neun Monaten 
Zuchthaus aus.
Der Präsident des Obersten Gerichts der DDR hat die 
Kassation dieses Urteils zuungunsten des Angeklagten 
beantragt. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :

Das Kreisgericht hat das für die Beurteilung der 
Handlungen des Angeklagten bedeutsame Tatgeschehen 
ausreichend aufgeklärt. Zutreffend weist aber der Kas­
sationsantrag darauf hin, daß das nicht mit der glei­
chen Sorgfalt hinsichtlich der Aufklärung der Persön­
lichkeit des Angeklagten, seiner bisherigen Entwick­
lung und seiner gesamten Lebenshaltung geschehen 
ist und daß dieser Mangel zu einer Unterschätzung 
insbesondere der Gefährlichkeit des versuchten 
schweren Raubes und damit zu einer zu niedrigen 
Strafe geführt hat. Das Kreisgericht ließ sich dabei 
allein von den Einlassungen des Angeklagten leiten, 
ohne die vorhandenen Beweismöglichkeiten auszu­
schöpfen. Die Feststellungen sind insoweit ober­
flächlich.
Aus den Akten, insbesondere auch aus den Beiakten, 
ergeben sich Hinweise, daß sich der Angeklagte bisher 
wenig verantwortungsbewußt gegenüber seiner Familie 
und gegenüber der Gesellschaft verhalten hat und daß 
er immer mehr abglitt. Das begann mit dem wieder­
holten Verlassen der Deutschen Demokratischen Repu­
blik, wofür der Angeklagte als Motiv Abenteuerlust 
angab, während sich aus den Akten ergibt, daß zu die­
ser Zeit gegen ihn ein Ermittlungsverfahren wegen 
unbefugter Benutzung eines Kraftfahrzeuges eingelei­
tet worden war. Das Kreisgericht unterließ es, das 
tatsächliche Motiv festzustellen. Nachdem der Ange­
klagte im Jahre 1958 aus Westdeutschland zurückge­
kehrt war, bummelte er häufig die Arbeit, und sein 
Hang zu übermäßigem Alkoholgenuß wurde immer 
stärker. Obwohl in der Beurteilung des Angeklagten 
durch die PGH K. darauf hingewiesen wird und sich 
auch aus der Beurteilung der Firma O. ergibt, daß der 
Angeklagte häufig Fehlschichten hatte und durch un­
richtige Angaben versuchte, eine Krankschreibung zu 
erreichen, hat sich das Kreisgericht weder in der 
Hauptverhandlung noch im Urteil mit diesem negati­
ven Verhalten des Angeklagten auseinandergesetzt. 
Auch im VEB Verlade- und Transportanlagen hatte 
der Angeklagte oft Bummelschichten, so daß der 
mit ihm abgeschlossene Qualifizierungsvertrag rück­
gängig gemacht und er entlassen werden mußte. 
Schließlich hätte das Kreisgericht auch überprüfen 
müssen, ob der Angeklagte tatsächlich schon verbin- 
liche Rücksprachen mit einer seiner früheren Arbeits­
stellen wegen einer Arbeitsaufnahme genommen hatte 
oder ob die von ihm nicht begründete Kündigung bei
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